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Anhörung zum Referentenentwurf:

„Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften“

(Auszug - Stand: 15. Juni 2015)

Der Landesschulbeirat Berlin hat auf seiner Sitzung am 17. Juni 2015 den Referentenentwurf Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften (Auszug - Stand: 15. Juni 2015) in der Anhörung behandelt.

Der Entwurf wurde als Tischvorlage eingereicht. Einen Tag zuvor hatten die Mitglieder das Dokument als Datei per Email erhalten. 

Der Gesetzesentwurf wurde von Frau Mech-Borgmann (SenBJW II C 1.1) vorgestellt. Herr Duveneck ergänzte bei einigen Fragen.

Aufgrund der sehr kurzen Vorbereitungszeit für die Anhörung kann der Landesschulbeirat keine grundsätzliche Stellungnahme abgeben. 

Vielmehr waren die Mitglieder des Gremiums aufgefordert, im Nachgang der Sitzung bis zum 07.07.2015 Ihre Anmerkungen, Änderungswünsche oder Kritikpunkte einzureichen. Ein Meinungsbild im Gremium unterstützte diesen Ansatz mehrheitlich.

Frau Mech-Brogmann hatte während der Sitzung außerdem mehrfach angeboten, sich auch in Einzelgesprächen über den Entwurf auszutauschen und offene Fragen zu klären. Die Forderung nach einer zusätzlichen Fachsitzung konnte keine Mehrheit finden.

Während der Sitzung wurden besonders folgende Aspekte nachgefragt und diskutiert:

§ 28 (3)
Gymnasiale Oberstufe - Doppelfunktion der Klasse 10 an Gymnasien auf   

             
Grundlage  der KMK-Empfehlungen

§ 29 10. 
Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung (Übernachfrage bei 

           
Schulwechsel von der Grund- an die Oberschule)

§ 42 

Beginn und Dauer der Schulpflicht (Einschulungszeiten)

§ 76 12. 
Entscheidungs- Anhörungsrechte (freie Träger in der ergänzenden Betreuung)

§ 105 

Schulaufsicht (Staatliche Internationale Schulen)

Grundsätzlich sind besonders die Änderungen im § 42 zu begrüßen, da dies eine langjährige Forderung auch des Landesschulbeirates Berlin war.

Die Änderungen im § 29 sind aus unserer Sicht sehr weitreichend. Sie sollten kritisch geprüft und detaillierter dargestellt werden. 

Die Ausführungen im § 28 (3) führten zu ausführlichen Diskussionen. Das Gremium sieht hier Möglichkeiten einer missverständlichen Interpretation. Außerdem hat diese Festlegung aus unserer Sicht auch Auswirkungen auf die Gestaltung der 10. Klasse am Gymnasium, auf die Zumessungsrichtlinien und auf die Inhalte des Unterrichts in Bezug auf die Aufgabe der Klasse 10 als erstem Jahrgang der gymnasialen Oberstufe. 

Folgende Ergänzungen, Hinweise, Änderungswünsche und Kritiken haben Mitglieder des Gremiums formuliert:
Lehrervertreterin im LSB Beirat Berufliche Schulen

Sinnvoll wäre eine Ergänzung des § 28/ 3 des Schulgesetzes:

§ 28/ 3  Am Gymnasium übernimmt die Jahrgangsstufe 10 die Doppelfunktion als letzter Jahrgang der Sekundarstufe I und als erster Jahrgang der gymnasialen Oberstufe (Einführungsphase); die Jahrgangsstufen 11 und 12 bilden die Qualifikationsphase. An der Integrierten Sekundarschule und den beruflichen Gymnasien gliedert sich die gymnasiale Oberstufe in die Einführungsphase in der Jahrgangsstufe 11 sowie in die Qualifikationsphase in den Jahrgangsstufen 12 und 13. 

Der erfolgreiche Abschluss der 10. Klasse am Gymnasium berechtigt dennoch zum Besuch der Einführungsphase an einen Oberstufenzentrum oder an einer Integrierten Sekundarschule.

Begründung: 

Durch die Aufnahme dieses Satzes wird eine Benachteiligung der Schüler und Schülerinnen des Gymnasiums vermieden. Schüler und Schülerinnen soll auch nach der 10. Klasse des Gymnasiums die Gelegenheit gegeben werden, selbst zu entscheiden, ob sie die Oberstufe in zwei oder drei Jahren absolvieren. Durch diese Ergänzung des vorliegenden Vorschlags besteht damit für diese Schüler und Schülerinnen des Gymnasiums die sichere Möglichkeit des Wechsels der Schule nach der 10. Klasse.

Elternvertreterin Pankow für den BEA Pankow

Der BEA Pankow befürwortet die Verschiebung des Beginns der allgemeinen Schulpflicht gem. § 42 nicht. Stattdessen besteht der Wunsch, die zurzeit praktizierte unkomplizierte vorzeitige bzw. spätere Einschulung zu ermöglichen.
Der § 28 ist widersprüchlich, da zwar bei Gymnasien auf die Doppelfunktion der 10. Klasse hingewiesen wird, jedoch auch Sekundarschulen eine gymnasiale Oberstufe mit 2 Jahren ohne Einführungsphase anbieten dürfen.
Lehrervertreter Friedrichshain-Kreuzberg

Ergänzung zum § 39 Nach dem letzten Satz:

Die Schulaufsichtsbehörde garantiert allen Eltern, die dieses wünschen, einen integrativen (nach Verabschiedung des Inklusionsgesetzes: inklusiven) wohnortnahen Schulplatz an einer Regelschule.

Lehrervertreter Charlottenburg-Wilmersdorf

§ 28 (3) Schulgesetz:

"Der Landesschulbeirat begrüßt die in der geplanten Neufassung des § 28 (3) Schulgesetz vorgesehene Klarstellung, dass die Klasse 10 des Gymnasiums in Übereinstimmung mit den Vorgaben der KMK die Doppelfunktion als letzter Jahrgang der Sek I und als erster Jahrgang der gymnasialen Oberstufe (Einführungsphase) übernimmt. Diese Klarstellung kann helfen, die derzeit noch verbreitet bestehenden Verzahnungsprobleme zwischen Sek I und Sek II zu lösen und den Schülerinnen und Schülern den Übergang in das Kurssystem zu erleichtern.

Der Landesschulbeirat erwartet aber von der Senatsschulverwaltung flankierende Maßnahmen, um die Schulen in die Lage zu versetzen, diese Doppelfunktion auch sachgerecht ausfüllen zu können.

Insbesondere erwartet der LSB eine Anpassung von Sek I-VO und VOGO, um Elemente der gymnasialen Oberstufe bereits in der Klassenstufe 10 des Gymnasiums verwirklichen zu können. Um die Funktion als Bindeglied zwischen Sek I und Sek II erfüllen zu können, sind in Klasse 10 eine mindestens teilweise Auflösung des Klassenverbandes, Wahlmöglichkeiten für die Schülerinnen und Schüler sowie die Einrichtung von Profilkursen zwingend erforderlich.

Ferner erwartet der LSB von der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft eine Anpassung der Verwaltungsvorschriften für die Zumessung von Lehrkräften an öffentlichen Berliner Schulen. Um die begrüßenswerte und sinnvolle Vorgabe des Schulgesetzes erfüllen zu können, ist die Klassenstufe 10 hinsichtlich der Lehrerzumessung wie die GO zu behandeln, d. h. mit dem Faktor 1,95 (statt derzeit 1,16) auszustatten."

Abschließend muss der Landesschulbeirat Berlin kritisch anmerken, dass die sehr kurzfristige Bereitstellung des Referentenentwurfes die Arbeits-, Anhörungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten stark eingeschränkt hat. 

Mehrere Mitglieder des Gremiums haben dies bereits während der Sitzung deutlich ausgedrückt. In dem Wissen, dass es natürlich auch kurzfristige Notwendigkeiten geben wird, möchten wir für die Zukunft auf eine rechtzeitige Zusendung der Dokumente im Regelfall deutlich hinweisen.

Folgende Frage stellte sich nach dem ausführlichen Studium des Entwurfes
Der Entwurf sieht auf der letzten Seite (15/ 16) vor, dass die Bezirke bei den 4 - 7 Jährigen jeden Monat die Daten neu erfassen sollen. Die enge Erfassung ist angesichts der Sprachförderung sicherlich notwendig? 

Jedoch ist zu fragen, ob das nicht - je nach Verfahren - eine Überforderung des bezirklichen Personals bedeutet, dies monatlich zu tun.

Ist dies bereits eine bereits gängige Praxis, die nun schriftlich fixiert werden soll? Oder handelt es sich um eine Neuerung, die mit Augenmaß das dazu gekommene Verwaltungsaufkommen auf die monatliche Erfassung heraufsetzt?
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